
Nachschlagewerk: ja

BGHZ: ja
ZPO § 776
Die Aufhebung einer Vollstreckungsmaßnahme wird in der Regel 
sofort wirksam und hängt nicht von der formellen Rechtskraft 
der aufhebenden Entscheidung ab.

ZPO § 836 Abs. 2
Der Schutz des § 836 Abs. 2 ZPO tritt zugunsten des Dritt­
schuldners auch gegenüber einem Pfändungsgläubiger des 
Schuldners ein (Abweichung von RG JW 1930, 551). Er umfaßt 
auch den durch den Zeitpunkt der Pfändung bestimmten Rang
einer Forderungsüberweisung.

BGH, Urt. v. 9. Juni 1976 - VIII ZR 19/75 - OLG Celle
LG Hannover
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9. Juni 1976Scheibl,
Amtsinspektor

als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

des Handelsvertreters Jochen Q“ “ ^straße |-0b<

Klägers und Revisionsklägers, 
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

1. die C f l B -  Anstalt, Niederlassung
HaMftBBr, Luftftftstraße ft - ft, vertreten durch den Vor­
st andDr. Eberhard BaftftlHHI, Peter Boftftft®, Horst G. 
Küfl®P, Kurt Peter R0 , ebenda,

- Prozeßbevollmächtigte:
Beklagte und Revisionsbeklagte,
Rechtsanwälte Dr. 
und Correll -

die Firma ”m» beMft”, Die Maftftftftftft, Inhaberin
Janina B o l ®  in Nift^ftft/WM, Wö®ft Straße ft,

Prozeßbevollmächtigte 
II. Instanz:

Streithelferin der Beklagten -
Rechtsanwälte Dr. 
in

u.a.



Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 9. Juni 1976 durch 
die Richter Dr. Hiddemann, Hoffmann, Wolf, Merz und 
Treier

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 8. Zivil­
senats des Oberlandesgerichts Celle vom 
8. November 1974 wird auf Kosten des Klägers 
zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Beklagte war als Außenhandelsbank aufgrund 
eines Akkreditivs zur Zahlung von 44 629,20 DM an die 
Firma MifllB ManflHHBBB K n M H B / H o f l M ^  (Firma Mi- 
M D )  verpflichtet.

Die Streithelferin der Beklagten - die Firma 
"mi beDD", Die M a D H M ,  Inhaberin Janina BollD,

- erwirkte aufgrund eines Arrestbefehls 
vom gleichen Tage gegen die Firma Mi^DD am 18. Fe­
bruar 1971 beim Amtsgericht Hannover die Pfändung eines 
Betrages von 39 216,90 DM aus dem bei der Beklagten er- 
öffneten Akkreditiv. Der Pfändungsbeschluß wurde der 
Beklagten als DrittSchuldnerin noch am 18. Februar 1971 
zugestellt. Die Zustellung an die Firma M i D D P  ließ 
die Streithelferin zu Händen des Klägers vornehmen, 
der damals Handelsvertreter der Firma Mifl^D in Deutschland
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war und auch in dem Arrest- und PfändungsbeSchluß 
vom 18. Februar 1971 als Vertreter dieses Unternehmens 
aufgeführt wurde. Nach Fälligkeit des Akkreditivs zahl­
te die Beklagte am 20. Februar 1971 die nicht gepfändete 
Restforderung an die ausländische Inkassobank der Firma 
M i H B  aus.

Mit Beschluß des Amtsgerichts Hannover vom 
25. August 1971 wurde zugunsten des Klägers, der sich 
zwischenzeitlich mit der Firma M i M B  überworfen hatte, 
ein Betrag von 40 000 DM nebst 5 % Zinsen hieraus seit 
dem 5. Mai 1971 aus dem bei der Beklagten bestehenden 
Akkreditiv gepfändet und dem Kläger zur Einziehung 
überwiesen. Dieser Beschluß wurde der Beklagten als 
DrittSchuldnerin am 30. August 1971, der Firma MiSBi 
zu Händen der Nachfolgerin des Klägers als deren Han­
delsvertreterin in Deutschland am 1. September 1971 
zugestellt.

Am 3. September 1971 schrieb die Beklagte dem 
Kläger:

MWir bestätigen den Eingang des Pfändungs­
und Überweisungsbeschlusses vom 25.8.1971 
und teilen Ihnen gemäß § 840 ZPO folgendes 
mit:Die aus dem Akkreditiv Nr. fliB bestehenden 
Ansprüche sind durch Arrestbefehl und Pfän­
dungsbeschluß des Amtsgerichts Hannover vom
18.2.1971 in Höhe von DM 39*216,90 von der 
Firma 11 mm beflW, die JBHfc 
N i ^ H B ^ W B B F  bereits gepfändet.Ferner liegt uns ein Pfändungs- und Über­
weisungsbeschluß derselben Firma vom
15.6.1971 vor, in dem wegen einer Kosten­
forderung von rund 670,00 DM ebenfalls die 
bestehende Forderung gepfändet worden ist.
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Weiter werden Ansprüche der Bank ltd. in
HoflHBl geltend gemacht. Wir können daherZahlung an Sie nicht leisten."

Am 25. Oktober 1971 erließ das Amtsgericht Hannover 
im Arrestverfahren zwischen der Streithelferin und der 
Firma M i H M  folgendes Urteil:

"1. Der am 18.2.1971 angeordnete Arrest wird
ebenso wie der Pfändungsbeschluß vom 18.2.1971 
aufgehoben.

2. Der Antrag der Arrestklägerin vom 17.2.1971/
18.2.1971 auf Erlaß eines Arrestes und Pfän­dungsbeschlusses wird zurückgewiesen.

3. Die Klägerin hat die Kosten des Verfahrens zu 
tragen.

4. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar."

Nach Berufungseinlegung durch die Streithelferin 
stellte das Landgericht mit Beschluß vom 27. Oktober 1971 
die Vollziehung dieses Urteils gegen Sicherheitsleistung 
einstweilen ein.

Am 22. Dezember 1971 erstritt die Streithelferin der 
Beklagten in dem zwischenzeitlich zum Arrestprozeß anhängig 
gewordenen Hauptsacheverfahren vor dem Landgericht 
Hannover gegen die Firma MiflMi ein Teilurteil auf Zah­
lung von 37 198,61 DM nebst erheblicher Zinsen. Als ein 
daraufhin erneut zugunsten der Streithelferin ergangener 
Pfändungs- und Überweisungsbeschluß vom 21. Januar 1972 
der Beklagten am 24. Januar 1972 zugestellt worden war, 
zahlte die Beklagte den bei ihr liegenden Restbetrag 
aus dem Akkreditiv in Höhe von 39 216,90 DM an die Streit­
helferin aus.
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Im Arrestverfahren verzichtete die Streithelferin 
am 11. April 1972 auf die Rechte aus dem Arrestbefehl 
vom 18. Februar 1971, worauf beide Parteien die Haupt­
sache für erledigt erklärten. Mit Beschluß vom 
9. Mai 1972 legte das Landgericht die Kosten des Arrest­
verfahrens der Streithelferin auf, weil die Vollziehungs­
frist für den Arrest nicht gewahrt sei; denn die Zustellung 
an den Kläger für die Firma sei mangels Zustellungs­
vollmacht desselben unwirksam gewesen.

Der Kläger nimmt die Beklagte wegen seiner Pfändung 
vom 30. August 1971 auf Zahlung von 38 544,39 DM nebst 
Zinsen in Anspruch.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben.

Das Berufungsgericht hat die Klage abgewiesen.

Mit seiner Revision verfolgt* der Kläger sein Klage­
begehren weiter.

Die Beklagte beantragt Zurückweisung des Rechts­
mittels.



Entscheidungsgründe

1. 1. Das Berufungsgericht hat die Aktivlegitimation 
des Klägers auch für den Fall bejaht, daß eine wirksame 
Zustellung des zu seinen Gunsten ergangenen Vollstreckungs­
titels an die Firma MiflflP ebensowenig stattgefunden habe 
wie im Arrestverfahren der Streithelferin, weil der auf­
grund dieses Titels ergangene Pfändungs- und Überweisungs­
beschluß vom 25. August 1971 deshalb nicht imwirksam, son­
dern nur anfechtbar wäre.

2. Diese ihr günstige Rechtsmeinung greift die Revi­
sion nicht an. Soweit sie die Beklagte im Revisionsver­
fahren in Zweifel zieht, sind ihre Bedenken nicht begrün­
det. Die fehlende Zustellung des Vollstreckungstitels 
macht einen aufgrund desselben ergangenen Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluß nicht nichtig, sondern nur anfecht­
bar. Solange der Pfändungs- und Überweisungsbeschluß in 
einem solchen Falle nicht aufgehoben ist, muß er im Pro­
zeß des Gläubigers gegen den Drittschuldner als rechts­
wirksam angesehen werden (BGH Urteil vom 16. Februar 1976 
- II ZR 171/74 = WM 1976, 355 = NJVJ 1976, 851; vgl. dazu 
auch BGHZ 30, 173, 175).

3. a) Unzutreffend ist auch die Meinung der Beklag­
ten, die Arrestpfändung der Streithelferin vom 18. Fe­
bruar 1971 sei nicht aufgehoben worden, weshalb sich die 
vom Berufungsgericht erörterte Frage der Anwendbarkeit 
von § 836 Abs. 2 ZPO nicht stelle.

Im Arrestverfahren ist für die Pfändung einer Forderung 
das Arrestgericht ausschließlich zuständiges Vollstreckungs-
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gericht (Baumbach/Lauterbach ZPO 32. Aufl. 2 A zu 
§ 930). Es kann von ihm getroffene Vollziehungsmaßnahmen 
(§§ 928 ff ZPO) selbst wieder aufheben mit der Folge, 
daß sie in Wegfall kommen (§§ 928, 776, 775 ZPO). Eine 
aufgehobene Vollstreckungsmaßnahme ist in der Regel 
/Ausnahme: § 765 a Abs. 4 ZP07 endgültig beseitigt, 
wenn mit der Aufhebung nicht eine Anordnung nach 
§ 572 Abs. 2 ZPO verbunden war (Stein/Jonas, ZPO 
19. Aufl. Anm. III, 5 § 766). Sie lebt bei Wegfall des 
Aufhebungsbeschlusses nicht wieder auf, sondern kann 
nur neu vollzogen werden, weshalb gemäß § 804 Abs. 3 ZPO 
zwischenzeitlich ein Rangverlust eintreten kann. Die 
Aufhebung einer Vollstreckungsmaßnahme hängt nämlich 
nicht von der formellen Rechtskraft der aufhebenden 
Entscheidung ab (Saarbrücken OLGZ 1971, 425, 426;
Thomas/Putzo, ZPO 8. Aufl. Anm. 1 c § 776).

b) Das Amtsgericht Hannover hatte in seinem Urteil 
vom 25. Oktober 1971 im Arrestprozeß zwischen der Streit­
helferin und der Firma MiflHP nicht nur den Arrestbefehl, 
sondern auch die in Vollzug desselben vorgenommene For­
derungspfändung aufgehoben. Durch diese verkündete Ent­
scheidung war die Wirkung der Pfändung beseitigt (Wieczorek, ZPO
1. Aufl. Anm. C I b 1 § 775), auch wenn die Beklagte 
als DrittSchuldnerin entsprechend ihrem Vortrag und den 
Feststellungen des Berufungsgerichts keine Kenntnis hier­
von hatte. Die spätere, aufgrund des Obsiegens in der 
Hauptsache zusammen mit einer erneuten Pfändung verfügte 
Überweisung der Forderung an die Streithelferin konnte 
deshalb nicht mehr in den Rang der Arrestpfändung ein­
treten (vgl. RGZ 121, 349, 351).
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II* 1. a) Die Revision wendet sich dagegen, daß 
das Berufungsgericht der Beklagten als Drittschuldnerin 
für die Zahlung an die Streithelferin aufgrund des Über­
weisungsbeschlusses vom 21* Januar 1972 den Schutz des 
§ 836 Abs. 2 ZPO zugebilligt hat. Sie meint, diese Vor­
schrift finde nur Anwendung im Verhältnis zwischen dem 
Drittschuldner und dem PfändungsSchuldner, nicht aber 
zwischen dem Drittschuldner und dem Pfändungsgläubiger.

b) Der Revision ist zuzugeben, daß sich der Wort­
laut des § 836 Abs. 2 ZPO nur auf das Rechtsverhältnis 
zwischen dem Drittschuldner und dem PfändungsSchuldner 
bezieht (so auch RG JW 1930, 551; Stein/Jonas, aaO 
II zu § 836; Wieczorek, aaO B II a zu § 836; offen 
gelassen dagegen RGZ 128, 81, 83). Andererseits wird 
von einem Teil der Rechtsprechung und Literatur die 
Auffassung vertreten, daß § 836 Abs. 2 ZPO auch im 
Verhältnis zwischen dem Drittschuldner und dem Pfändungs­
gläubiger des Schuldners gilt (OLG Stuttgart NJW 1961,
34; Baumbach/Lauterbach, aaO 2 B zu § 836; Zoller, ZPO 
11. Aufl. 2 zu § 836; Schuler NJW 1961, 719, 720). Die 
letztere Meinung verdient den Vorzug. § 836 Abs. 2 ZPO 
soll den Drittschuldner schützen, der im Vertrauen auf 
die Wirksamkeit eines Überweisungsbeschlusses handelt 
(Baumbach/Lauterbach, aaO). Da ein Pfändungsgläubiger 
mit der Pfändung und Überweisung einer Forderung dem 
Drittschuldner gegenüber an die Stelle seines ursprüng­
lichen Gläubigers, des PfändungsSchuldners, tritt, recht­
fertigt sich die Annahme, daß auch jedem Pfändungsgläubiger 
gegenüber die vom Gesetz für den Drittschuldner gewollte 
Schutzwirkung eintritt. Gegenüber einem Dritten, der durch 
Abtretung seitens des ursprünglichen Gläubigers ein besseres
Recht als ein Pfändungsgläubiger aufgrund einer späteren



Pfändung und Überweisung der Forderung erworben hat, 
wird der Drittschuldner durch die §§ 408 Abs. 2, 407 BGB 
geschützt; denn Leistungen des Drittschuldners an einen 
Überweisungsbegünstigten muß der Abtretungsempfänger 
dann gegen sich gelten lassen, wenn der Drittschuldner 
zur Zeit seiner Leistung die bessere Berechtigung des 
Abtretungsempfängers nicht kannte (RG WarnRspr 1910 
Nr. 427; Weber/BGB-RGRK Rdn. 19 zu § 408; Palandt, BGB 
35. Aufl. Anm. 2 zu § 408). Auch diese Regelung vervoll­
ständigt den Schutz des auf den Überweisungsbeschluß ver­
trauenden Drittschuldners.

Der Umstand, daß der Drittschuldner bei mehrfachen 
Pfändungen einer Geldforderung berechtigt ist, den Schuld­
betrag zu hinterlegen (§ 853 ZPO), zwingt entgegen der Auf­
fassung der Revision nicht dazu, die entsprechende An­
wendbarkeit von § 836 Abs. 2 ZPO auf das Verhältnis 
zwischen dem Drittschuldner und dem Pfändungsgläubiger 
zu verneinen; denn auch diese Möglichkeit kann nicht dazu 
führen, dem Drittschuldner gegenüber dem Vollstreckungs­
gläubiger als Inhaber eines vom VollstreckungsSchuldner 
abgeleiteten Rechts einen Vertrauensschutz zu versagen, 
den der Vollstreckungsschuldner gegen sich gelten lassen 
müßte (Anmerkung von Oertmann JW 1930, 551). Der Pfändungs­
gläubiger, dem die Forderung überwiesen ist, kann seiner­
seits den Drittschuldner im Falle der mehrfachen Pfändung 
einer Geldforderung sogar zur Hinterlegung zwingen (§ 853 ZPO) 
und so für sich die Schutzwirkung dieser Bestimmung herbei­
führen. Das hat der Kläger hier nicht getan.

2. a) Die Revision vertritt weiter die Auffassung,
§ 836 Abs. 2 ZPO knüpfe nur an die Zustellung des Über­
weisungsbeschlusses an, so daß ein Vertrauensschutz hier

L
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ausscheide, weil ihn das Berufungsgericht auf die Arrest­
pfändung und damit auf die Rangwahrung bezogen habe.

b) Auch insoweit kann der Revision nicht gefolgt 
werden. Zwar tritt der Schutz des § 836 Abs. 2 ZPO 
- ebenso wie derjenige des § 408 Abs. 2 BGB - für den 
Drittschuldner erst mit der Zustellung des Überweisungs­
beschlusses an ihn ein (Baumbach/Lauterbach, aaO). Die 
Wirkung des § 836 Abs. 2 ZPO muß sich aber auch auf den 
durch den Zeitpunkt der Pfändung bestimmten Rang der 
Forderungsüberweisung erstrecken, wie er sich dem Dritt­
schuldner nach seiner Kenntnis darstellt; denn andernfalls 
hätte dieser in denjenigen Fällen, in denen die Pfändung 
(§ 829 ZPO) der Überweisung an den Gläubiger (§ 835 ZPO) 
vorausging und in denen er im Vertrauen auf die Wirksamkeit 
der Überweisung etwas leistet, keinen hinreichenden Schutz. 
Im Falle einer Arrestpfändung wandelt sich durch die Er­
wirkung eines Titels im Hauptsacheverfahren das Arrest­
pfandrecht in ein voll gültiges Vollstreckungspfandrecht 
um (vgl. RGZ 121, 349, 351). Ein hierauf ergehender Über­
weisungsbeschluß hat grundsätzlich den Rang der voraus­
gehenden Arrestpfändung. Es ist nicht Aufgabe des Dritt­
schuldners, zu prüfen, ob eine spätere Pfändungsmaßnahme 
nicht durch irgendwelche Umstände zwischenzeitlich einen 
besseren Rang erlangt hat. Ist eine solche Möglichkeit 
gegeben, dann mag der weitere Pfändungsgläubiger vom Dritt­
schuldner die Hinterlegung nach § 853 ZPO fordern.

3. a) Schließlich wendet sich die Revision erfolg­
los auch dagegen, daß das Berufungsgericht dem Kläger 
die Beweislast dafür zugemessen hat, daß die Aufhebung 
der Arrestpfändung vom 18. Februar 1971 und damit der 
Rangverlust des Überweisungsbeschlusses vom 21. Januar 
1972 zur Kenntnis der Beklagten gelangt war.
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b) Die Kenntnis des Drittschuldners von der Unwirk­
samkeit eines Überweisungsbeschlusses ist eine anspruchs­
begründende Tatsache; denn erst die Aufhebung der Über­
weisung und die Kenntnis hiervon vermögen Ansprüche ge­
gen den Drittschuldner zu rechtfertigen. Solche Tatsa­
chen hat der Kläger darzulegen und zu beweisen (BGHZ 53,
245, 250 und 369, 379). Auch der Drittschuldner ist regel­
mäßig an dem Verfahren, das zur Aufhebung eines ihm zuge­
stellten Überweisungsbeschlusses führt, nicht beteiligt.
Er steht ebenso außerhalb des Zv/angs voll Streckungsver­
fahrens zwischen dem Gläubiger und dem Schuldner wie ein 
anderer Pfändungsgläubiger. Die Rechtsposition des Dritt­
schuldners ist demnach nicht etwa besser, als diejenige eines 
nachrangigen Pfändungsgläubigers, wie die Revision meint.
Eine andere Beweislastverteilung läßt sich daher hieraus 
nicht rechtfertigen.



IIIC Da sein Rechtsmittel erfolglos geblieben ist, 
hat der Kläger die Kosten des Revisionsverfahrens zu 
tragen (§97 Abs. 1 ZPO).

Merz Treier
Dr. Hiddemann Hoffmann Wolf
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